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Hiesige Rüstungsfirmen – im Bild die Mowag – fürchten um Aufträge, weil Nato-Länder die Schweiz öfters meiden. Foto: Urs Jaudas

Dominique Eigenmann,
Brüssel, und Larissa Rhyn

Die Schweiz will in Sicherheits-
und Verteidigungsfragen künf-
tig stärkermit der Europäischen
Union (EU) zusammenarbeiten.
Und sie will mehrWaffen in der
EU kaufen. Eine solche Partner-
schaft wäre auch für die einhei-
mische Rüstungsindustrie vor-
teilhaft.Worum aber geht es ge-
nau? Diewichtigsten Fragen und
Antworten:

—Waswill die Schweiz?
Ende Juni hat der Bundesrat er-
klärt, die Schweiz sei an einer
Sicherheits- undVerteidigungs-
partnerschaftmit der EU interes
siert. Sondierungsgespräche dazu
sollen bald beginnen. Aus Sicht
der Regierung bietet eine solche
Partnerschaft dieMöglichkeit, die
bisherige Zusammenarbeit mit
der EU formell festzuhalten und
allenfalls auszubauen. Bereiche,
in denen die Kooperation inten-
siviertwerden könnte, sind etwa:
Trainingvon Streitkräften,Vorge-
hen gegenTerrorismus oderDes-
information sowie der Schutz kri-
tischer Infrastruktur.

Eine solche Partnerschaft ist
auch Voraussetzung dafür, dass
die Schweiz bei der gemeinsamen
Beschaffung von Rüstungsgütern
von einem 150-Milliarden-Euro-
Fonds der EU profitieren kann.
Dieser wird Safe genannt (Secu-
rity Action for Europe). Der Bun-
desrat ist daran interessiert, weil
er plant, künftig mehr Waffen in
Europa statt den USA zu kaufen.
Davon profitierte auch die hei-
mischen Rüstungsindustrie, de-
ren Aufträge eingebrochen sind.

—Was hat die EU davon?
Die EU hat die Partnerschaften
nach demÜberfall Russlands auf
die Ukraine 2022 erfunden. Ihr
Ziel ist es, befreundete Staaten,
die nicht Mitglied der EU sind, si-
cherheitspolitisch stärker an sich

zu binden.Acht Länder haben bis-
her mit Brüssel eine solche Part-
nerschaft abgeschlossen, unter
ihnen Grossbritannien, Kanada,
Japan, Südkorea und Norwegen.
Die Partner vereinbaren jeweils
Ziele, die ihnenwichtig sind. Jedes
Abkommen ist individuell – was
der Schweiz besonders behagt.

—Was ist mit der Neutralität?
Eine EU-Partnerschaftwäre eine
unverbindliche Absichtserklä-
rung. Es entstehen also weder
für die Schweiz noch für die EU
rechtliche oder finanzielle Ver-
pflichtungen.Aus Sicht des Bun-

desrats wäre eine solche Part-
nerschaft mit der Neutralität
problemlos vereinbar. Das Neu-
tralitätsrecht hindert die Schweiz
schon jetzt nicht daran, gemein-
sammit EU-Staaten ihre Luftver-
teidigung neu aufzustellen («Sky
Shield») oder gezielt Rüstungs-
güter zu beschaffen, die auch
in EU- oder Nato-Ländern ver-
wendet werden. Im Gegenteil:
Die sogenannte Interoperabilität
der SchweizerArmee zu stärken,
ist ein ausdrückliches Ziel des
Bundesrats. Sich an die EU an-
zunähern, bedeute ja nicht, die-
ser beizutreten, heisst es in Bern.
Die Partner würden die roten
Linien der Schweiz respektieren.

—Warum gerade jetzt?
Das Verteidigungsdepartement
dachte schon länger über eine

solche Partnerschaft nach, weil
die Schweiz nach dem russi-
schen Einmarsch in der Ukrai-
ne näher mit anderen europäi-
schen Ländern zusammenarbei-
ten will. Die 150 Milliarden Euro
von Safe gaben den Ausschlag,
den Schritt zuwagen. Nicht-EU-
Staaten sind eingeladen, an sol-
chen Kooperationen mitzuwir-
ken.Voraussetzung dafür ist aber
derAbschluss einer Sicherheits-
undVerteidigungspartnerschaft.
Diese Option möchte sich die
Schweiz nun eröffnen.

—Und die Rüstungsindustrie?
Werden Waffen aus den neu-
en EU-Krediten finanziert, dür-
fen maximal 35 Prozent der Be-
standteile aus Nicht-EU-Staa-
ten stammen. Davon könnten
auch Schweizer Firmen profi-
tieren.Mit einer Sicherheitspart-
nerschaft wäre potenziell noch
mehrmöglich,wie Pälvi Pulli er-
klärt, die stellvertretende Staats-
sekretärin für Sicherheitspolitik:
«Falls wir eine Sicherheitspart-
nerschaft abschliessen, könn-
ten wir zusätzlich ein Abkom-
men unterzeichnen,mit demwir
unsere Beteiligungsmöglichkei-
ten erhöhen. Mit dem also bei-
spielsweise 50 oder 60 Prozent
der Komponenten für ein Waf-
fensystem aus der Schweiz stam-
men dürften.»Auch diese Option
prüft die Schweiz derzeit.

—Gäbe es Anpassungen im
Kriegsmaterialgesetz?
Nein. Länder wie Deutschland
haben zwar angekündigt, bis auf
weiteres keine Waffensysteme
mehr in der Schweiz zu kaufen.
Der Grund dafür ist die heutige
Regelung, wonach Staaten ver-
sprechen müssen, dass sie das
Schweizer Kriegsmaterial selbst
behalten und nicht an andere
Staaten exportieren. Auch lie-
fert die Schweiz nicht an Län-
der, die in einen Krieg verwi-
ckelt sind – auch keinen Nach-

schub anMunition. Das schreckt
Nato-Staaten ab, die sich zu einer
gemeinsamenVerteidigung ver-
pflichtet haben. Allerdings gibt
es ein Schlupfloch: Liefert die
Schweiz Komponenten für eine
Waffe, die weniger als die Hälf-
te der Herstellungskosten aus-
machen, braucht es keine Nicht-
wiederausfuhrerklärung.

— Ist die EU auch an der
Schweiz interessiert?
DemVernehmen nach haben sich
mehrere EU-Mitglieder bei der
Schweiz erkundigt, ob diese nicht
an einer Verteidigungspartner-
schaft interessiert wäre. So ver-
fügen Schweizer Firmen über be-
sonderes Know-howbei der Ent-
wicklung von Drohnen. Ob ein
Land,mit demdie EU zusammen-
arbeiten will, der EU oder Nato
angehört oder ein neutralerDritt-
staat ist, spiele immer weniger
eine Rolle, glaubt man in Bern.

—Was gilt für die neuen
Verträge mit der EU?
Bei denVerträgen geht es umvöl-
kerrechtlich bindendeAbkommen
zum Anschluss an den EU-Bin-
nenmarkt, bei den Partnerschaf-
ten um unverbindliche Absichts-
erklärungen als Reaktion auf
die verschärfte Sicherheitslage.
In beiden Fällen würde sich die
Schweiz aber an die EU annähern.
Deswegen lassen sich die Projek-
te politisch natürlich verknüpfen.

—Wie geht es nunweiter?
Die Sondierungsgespräche star-
ten im September. Wie schnell
die Schweiz an der Reihe ist und
wie zügig es dann vorangeht, ist
offen. Das Projekt zu den Rüs-
tungskrediten läuft für fünf Jah-
re, allerdings sollen Mitglieder
bereits bis Ende 2025Vorschläge
fürProjekte eingeben. Einewich-
tige Frage für die Schweiz wird
sein, wie viel Geld bereits ver-
teilt ist, wenn sie eine Partner
schaft abschliesst.

Sowill der Bund die Schweizer
Rüstungsindustrie retten
Sicherheitspolitik Dank der engeren Zusammenarbeit mit der EU bei Waffengeschäften
sollen hiesige Rüstungsbetriebe profitieren – selbst ohne Lockerung der Exportregeln.

Jedes Abkommen
der EUmit einem
Drittstaat ist
individuell –
was der Schweiz
besonders behagt.

Schweizer Kinder leiden zuneh-
mend an psychomotorischen
Defiziten. Entsprechend boomen
solche Therapien, wie diese Re-
daktion kürzlich berichtete. Ein
Grund dafür sei unter anderem
mangelnde Bewegung im All-
tag kleiner Kinder, sagt der ehe-
malige Heilpädagogikprofessor
Peter Lienhard. Manche Kin-
der könnten beim Schuleintritt
elementare Dinge nicht – etwa,
sich auf unebenem Waldboden
sicher fortbewegen. «Man lernt
das nicht im Wohnzimmer am
Handy», sagt er.

Kinder bräuchten also mehr
Bewegung. Aber ausgerechnet
hier wolle der Bund nun spa-
ren, kritisiert der Schweizerische
Verband für Sport in der Schu-
le (SVSS) in einer Medienmit-
teilung. Es sei nicht akzeptabel,
beim Sportförderprogramm J+S
den Rotstift anzusetzen,wie dies
der Bund plant.

Ab 2026 sollen die Subventio-
nen um 20 Prozent gekürzt wer-
den. Dabei seien die Folgen des
Bewegungsmangels belegt, kon-
tert der SVSS: 2900 vorzeitige
Todesfälle pro Jahr, 2,1 Millionen
Erkrankungen und 2,4Milliarden
Franken direkte Behandlungs-
kosten, zählt Verbandsmitarbei-
ter ChristophWechsler auf.

Hinzu komme, dass rund
17 Prozent der Kinder in der
Schweiz übergewichtig seien.
«Wenn wir eine gesunde, aus-
geglichene und leistungsfähige
Gesellschaftwollen,müssenwir
endlich handeln», sagt er. Der
Verband fordert ein striktes Ein-
halten des Schulsportobligatori-
ums von drei Lektionen proWo-
che und einen Ausbau auf fünf
Lektionen.

Kinder, die sich bewegen,
senken Gesundheitskosten
Auch die Jugendverbände Pfadi
und Jungwacht-Blauring (Jubla)
wehren sich gegen die Sparmass-
nahmen bei J+S. Man werde die
Beiträge für Lager und Gruppen-
stunden erhöhen müssen, sagt
Jubla-Co-Präsident Luca Belci.
«Wir wollen eigentlich das Ge-
genteil – die Beiträge tief halten,
damitmöglichst viele Kinder teil-
nehmen können.»Annina Reus-
ser, Sprecherin der Pfadibewe-
gung Schweiz, sagt: «DieseMass-
nahme erweckt schon Zweifel, ob
der politische Rückhaltweiterhin
gegeben ist.»

Noch ist das letzteWort nicht
gesprochen, das Parlament berät
das Budget imWinter. Gegen die
J+S-Sparmassnahme ankämp-
fen will der Thurgauer Mitte-
Nationalrat Christian Lohr. Nie-
derschwellige Bewegungs- und
Freizeitangebote für Kinder und

Jugendliche seien von enormer
Bedeutung, sagt er. «Sie haben
einen mehrfachen Wert: Integ-
ration, soziale Kontakte, Bewe-
gung.»

Motorik kann auch zuHause
geschult werden
Das sage erauchalsGesundheits
politiker. «Jedes Kind, das sich
bewegt, leistet einen Beitrag zur
Stabilisierung der Gesundheits-
kosten», betont Christian Lohr.
Es müsse nicht gleich Spitzen-
sport sein, wichtig seien auch

niederschwellige Bewegungs-
möglichkeiten im Alltag. Dies
gelte es auch im Städtebau und
bei derArchitektur der Schulhäu-
ser zu beachten.

Motorik müsse von klein auf
geschult werden, sagt Judith
Sägesser, Buchautorin und Präsi-
dentin des schweizerischen Psy-
chomotorik-Verbands. Auch zu
Hause – etwa mit aktiver Mitar-
beit beiArbeitenwie Kochen,Ein-
kaufen, Brotbacken. Im Schul-
unterricht könnten Sitzphasen
durch Bewegung unterbrochen
werden, etwa, indem alle Schü-
ler etwas holenmüssen oder den
Purzelbaum machen.

Apropos Purzelbaum: Es gebe
Kinder, die schafften nicht ein-
mal diesen,weil sieAngst hätten,
sich kopfvoran gehen zu lassen,
sagt Sägesser. «Dann übt man
das ebenmit einemBild, das un-
ter eine lange Bank geklebtwird.
Die Schüler knien auf der Bank
und beugen sich vornüber, bis
sie das Bild sehen.» Andere Kin-
der seienmit Purzelbäumen un-
terfordert. Lehrpersonen müss-
ten die Kinder bei ihrem jeweili-
gen Entwicklungsstand abholen,
pädagogischeWeiterbildungsan-
gebote an Hochschulen gebe es
genügend.

Auch Eltern hätten eine Mit-
verantwortung, sagt Judith Sä-
gesser. Doch bei manchen Kin-
dern gehe es schlicht nicht ohne
Therapie. «Es gibt Kinder, da
nützt der Waldausflug oder der
Spielplatz nichts, weil sie dort
schlichtweg nichts machen.»

Claudia Blumer

Kinder sollten sichmehr
bewegen, aber Bern bremst
Prävention Der Bund will beim Jugendsport
sparen. Die Fachwelt ist besorgt.

Zum Davonrennen: die Politik will beim Kindersport sparen. Foto: Moritz Hager

Bei Schuleintritt
können Kinder
elementare Dinge
nicht –wie sich
aufWaldboden
sicher bewegen.
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Armin Müller

Michael Ambühl war der Chef-
unterhändler des Bundes für die
Verhandlungen mit der EU zu
den Bilateralen II, vermittelte im
Atomkonflikt zwischen dem Iran
und den USA. Er lehrte an der
ETH Verhandlungsführung und
Konfliktmanagement und arbei-
tet jetzt als Berater fürVerhand-
lungsführung.Wir treffen ihn in
seinem Büro in Zürich und dis-
kutierenmit ihmdie Handelspo-
litik von Donald Trump, der am
Wochenende die EU erneut über-
rumpelt hat: Jetztwill er sogar 30
statt wie bisher 20 Prozent Zölle
auf EU-Güter verhängen.

HerrAmbühl, viele Beobachter
halten Donald Trumps
Verhalten für irrational.
Sehen Sie das auch so?
Eine schwierige Frage.Rationales
Verhalten eines Akteurs wird in
Bezug auf dessen Zielsetzung ge-
messen. Selbst wenn diese quer
sein mag, handelt er dann ratio-
nal, wenn die Massnahmen zur
Zielerreichung in sich stimmig
und widerspruchsfrei sind. So
zumindest sieht man das in der
mathematischen Spieltheorie.

Was ist Trumpswahres Ziel?
Mit den angekündigten Schock-
zöllen will er die Länder an den
Verhandlungstisch bringen mit
dem Ziel, einen Deal auszu-
handeln. Die Staaten standen
Schlange, um mit ihm zu ver-
handeln. So gesehen, hat er be-
züglich dieses Ziels rational ge-
handelt. Was er mit den Deals
inhaltlich erzielen will, ist eine
andere Frage: Man darf vermu-
ten, dass er ursprünglich Han-
delshemmnisse für US-Produk-
te in ausländischenMärkten be-
seitigen wollte. Möglicherweise
hat er jetzt aber eine Akzentver-
schiebung vorgenommen, in-
dem er mit höheren US-Zöllen
die einheimische Industrie pro-
tegieren und gleichzeitig höhe-
re Einnahmen für den gebeu-
telten Staatshaushalt generie-
ren will. Wenn höhere Zölle per
se das Ziel sind, hat er in kurzer
Zeit viel erreicht: Anfang Jahr
war der US-Durchschnittszoll
bei 2,5 Prozent, jetzt ist er be-
reits bei 16,6 Prozent.

Mittlerweilewärenwohl
diemeisten Länder schon
zufrieden,wenn der Zollsatz
bei 10 Prozent bleibt.
Ja, und das ist eigentlich das
Ärgerliche. 10 Prozent sind die
neue Null. Zölle sind grundsätz-
lich schädlich für dieWirtschaft,
aber die Welt atmet schon auf,
wenn es nicht mehr wird.

Mancheswirkt aber sehr
impulsiv und trägt kaum zu
diesen Zielen bei. So etwa
der 50-Prozent-Zoll gegen
Brasilien, das gegenüber der
USA ein Handelsdefizit hat.
Ja, es spielen auch noch andere
Motive eine Rolle. Die Brasilianer
will Trump zu einemmoderaten
Umgangmit seinemFreund Bol-
sonaro zwingen und die Europä-
er dazu anhalten, von den USA
Waffen für die Ukrainer abzu-
kaufen, die diese benötigen. Das

ist sehr positiv für die Ukraine,
aber eigentlich ein unverfrore-
nes Stück US-Politik.

Sie erklärenTrumpsVorgehen
im Zollstreit mit Überlegungen
der Spieltheorie. Er sitze am
längeren Hebel.
Ich würde unterscheiden zwi-
schen jenenHandelspartnern der
USA, die eine ähnlich starkeVer-
handlungsposition haben, und
jenen, die weniger starke Posi-
tionen haben. Mit starken Ver-
handlungspartnern wird er vor-
sichtiger sein müssen.

Gegen China kann sich Trump
nicht so leicht durchsetzen?

DenKonflikt zwischen zwei ähn-
lichmächtigenRivalen kannman
als «Chicken Game» beschrei-
ben: Wer die Eskalation zuerst
abbricht, gilt als Verlierer. Des-
halb hört der Konfliktwohl nicht
so schnell auf, der Ausgang ist
offen. Gegenüber schwäche-
ren Verhandlungspartnern sitzt
Trump aber am längeren Hebel.

ZumBeispiel auch gegenüber
der EU oder der Schweiz?
Ja, deren Abhängigkeit von den
USA ist grösser als umgekehrt.
Die USA spielen hier die Rolle
des «Bully».

Das heisst?

Im sogenannten Bully-Game
spielt dieser mit der Macht des
Stärkeren und setzt so seine In-
teressen durch. Der Schwächere
lenkt ein, um grösseren Schaden
zu vermeiden.

Warum tun sich denn die
Schwächeren nicht zusammen
und bilden eineAllianz gegen
den «Bully»?
Weil jeder einzelne Staat in der
Allianz einen starken Anreiz ha-
ben könnte, aus der Allianz aus-
zuscheren, indem er sich mit ei-
nem Separatdeal einen Vorteil
verschafft.

Viele finden es falsch, einem
«Bully» einfach nachzugeben.
Müsste sich der Schweizer
Bundesrat nichtwenigstens
wehren, auchwenn es etwas
kostet?
Die Schweizmuss,wie alle ande-
ren auch, ihre Interessen wahr-
nehmen. Diese dürften mit ei-
nem vernünftigen Deal besser
gewahrt sein als mit einem für
uns schlechteren Ergebnis, aber
der Genugtuung, dass wir den
USA auch ein wenig wehgetan
haben.

VorTrumpwar unsere
Exportindustrie kaummit
US-Zöllen belastet, aktuell sind
es 10 Prozent, angedroht
sind 31.Waswäre ein Erfolg für
die Strategie des Bundesrats?
Wären 20 Prozent ein Sieg oder
eine Niederlage?
Den Erfolg misst man im Ver-
gleich mit der Situation vor den
Verhandlungen und mit dem
Resultat anderer Länder. Wenn
man vom Zustand vor Trump
ausgeht, sieht alleswie eine Nie-
derlage aus.

Wenn der Zollsatz nicht tiefer
ist als jener der EU,wäre es eine
Niederlage.
Das könnte man wohl so sehen.
Vor allem auch, weil wir ja die
Zölle auf Industriegüter bereits
vorher auf null gesenkt haben.

Man sei auf gutemWeg, tönt es
zu denVerhandlungen aus dem
Bundeshaus.
Ich glaube, das Dossier ist in
Bern in guten Händen, auch
wenn man noch nicht viele De-
tails kennt. Das ist aber richtig,
weil man in dieser Situation mit
Ankündigungen sehr vorsich-
tig sein muss. Man sollte kei-
ne Erwartungen schüren, weil
man dauernd überraschtwerden
kann. Die EU glaubte, kurz vor
Abschluss eines Deals zu stehen,
jetzt will Trump plötzlich sogar
30 statt 20 Prozent Zoll.

Sie sagen,manmüsse die
Realität akzeptieren.Aber dass
einfach das Recht des Stärkeren
gelten soll, ist frustrierend.
Gegen das Recht des Stärke-
ren muss man mit Hartnäckig-
keit und manchmal auch einer
Portion Schläue ankämpfen. Ich
habe viele internationale Ver-
handlungen geführt und kann
Ihnen sagen: In aller Regel spie-
len die Mächtigeren ihre Stär-
ke aus. Das machen nicht nur
die USA so. Auch die EU hat den
«Bully» gespielt, etwa in den zu

Ende gegangenen Verhandlun-
gen über die neuen institutio-
nellen Regelungen.

ZumBeispiel?
Die EU hat die Hochschulko-
operation gestoppt, die Börsen-
äquivalenz verweigert und die
Zulassung vonMedizinalgeräten
erschwert, um uns zum Einlen-
ken zu bringen. Das waren alles
artfremde Sanktionen. Die Rede
von «Verhandlungen aufAugen-
höhe» tönt zwar gut, entspricht
aber nicht immer der Realität.

Ungewohntwäre dann bloss,
dass Trump dies so offen tut?
Ja, vor Trump war vieles etwas
schöner verpackt oder weniger
sichtbar. Das Fatca-Abkommen
zum gegenseitigen Datenaus-
tausch steuerrelevanter Infor-
mationen zum Beispiel haben
die USA unter Trumps Vorgän-
gern der Schweiz und allen an-
deren Staaten der Welt aufge-
zwungen. Wir alle haben dieses
Bürokratiemonster akzeptiert,
obwohl es die USA nicht einmal
auf sich selbst anwenden.Trump
gibt sich gar keineMühe, den un-
zimperlich praktizierten ame-
rikanischen Machtanspruch zu
verschleiern.

Immer rücksichtslos das Recht
des Stärkeren durchzusetzen,
könnte es für die USAkünftig
schwierigermachen,
Verbündete um sich zu scharen,
zumBeispiel im Konflikt mit
China.
Ich kann mir kaum vorstellen,
dass das langfristig eine gute Po-
litik ist. Zum einen werden die
Zölle der US-Wirtschaft scha-
den. Zum anderen dürfte der
Antiamerikanismusweltweit zu-
nehmen.

Führt TrumpsHaltung dazu,
dass die anderen Staaten
vermehrt zusammenarbeiten,
um ihreAbhängigkeit von
den USAzu verringern?
Ich denke, es wird mehr Koope-
rationen geben, zum Beispiel
Freihandelsabkommen zwischen
den anderen Staaten. So scheint
Trumps Vorgehen jetzt für das
Abkommen zwischen der EU
und den Mercosur-Staaten eine
Chance zu eröffnen.

Was passiert,wennTrump
nichtmehr Präsident ist?Wird
sein «Bully»-Beispiel Schule
machen, oderwird dieWelt
wieder zur früheren,weniger
aggressiven Diplomatie
zurückkehren?
Es gibt dazu zwei Denkschulen.
Die eine sagt: Trump ist in drei-
einhalb Jahren vorbei, und da-
nach kehrt man wieder zur frü-
heren Normalität zurück. Die
andere erwartet, dass Trumps
Vorgehen einen bleibenden Ef-
fekt hinterlässt. Ich glaube, dass
man langfristig wieder zum ge-
sitteteren Stil zurückkehren
wird. Aber wie schon gesagt,
man sollte sich nichts vorma-
chen: Früher war es auch nicht
idyllisch. Der Stärkere hat in der
Regel seine Macht ausgespielt.
Das wird so bleiben. Und man
muss sich, im Rahmen desMög-
lichen, dagegen wehren.

«Die Genugtuung, den Amerikanern einen
kleinen Schaden zuzufügen, genügt nicht»
Zollverhandlungen Die Schweiz steht vor einem Deal mit den USA. Ex-Chefunterhändler Michael Ambühl erklärt die Theorie
hinter Trumps Politik und verrät, warum auch die EU regelmässig den «Bully» spielt.

«Gegen das Recht
des Stärkeren
mussman
manchmal auch
mit einer
Portion Schläue
ankämpfen.»

«10 Prozent sind die neue Null»: Michael Ambühl, ehemaliger Chefunterhändler der Schweiz. Foto: Boris Müller


